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§ 111 BHG 2013 Grundsatze des
Zahlungsverkehrs

BHG 2013 - Bundeshaushaltsgesetz 2013

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 26.02.2025

1. (1)Der Zahlungsverkehr des Bundes ist grundsatzlich bargeldlos abzuwickeln. Der bargeldlose Zahlungsverkehr ist
nach Tunlichkeit im Wege der Osterreichischen Postsparkasse zu besorgen. Der Barzahlungsverkehr ist auf das
unumganglich notwendige Ausmal? zu beschranken. Die Abwicklung des Zahlungsverkehrs obliegt den
ausfuhrenden Organen.

2. (2)Fur jede haushaltsfuhrende Stelle hat die Bundesministerin fir Finanzen oder der Bundesminister fir Finanzen
im Einvernehmen mit dem jeweils zustandigen haushaltsleitenden Organ mindestens ein Sub- oder Nebenkonto
zum Hauptkonto des Bundes bei der Osterreichischen Postsparkasse zu eréffnen, wenn dies der
Zusammenfassung und der allgemeinen Verfugbarkeit der Zahlungsmittel des Bundes dient. Bei der Er6ffnung
eines Sub- oder Nebenkontos zum Hauptkonto des Bundes bei der Oesterreichischen Nationalbank ist
sinngemaR vorzugehen. Die Eréffnung eines sonstigen Kontos bei einem Kreditunternehmen ist nur zulassig,
wenn es die besonderen ortlichen oder sachlichen Voraussetzungen erfordern und die Bundesministerin fir
Finanzen oder der Bundesminister fur Finanzen der Eréffnung im Wege des jeweils zustandigen
haushaltsleitenden Organs zugestimmt hat.

3. (3)Die Bundesministerin fir Finanzen oder der Bundesminister flir Finanzen ist ermachtigt, die zur Durchfiihrung
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs erforderlichen Vereinbarungen mit der Osterreichischen Postsparkasse, der
Oesterreichischen Nationalbank oder den sonstigen Kreditunternehmen abzuschlieBen und die fiir die
Abwicklung des Zahlungsverkehrs des Bundes zugelassenen Entrichtungsformen unter Bertcksichtigung der
Regeln des wirtschaftlichen Verkehrs festzulegen.

4. (4)Die Entgegennahme von Uberweisungen und Schecks sowie Kartenzahlungen oder andere elektronisch
unterstutzte Entrichtungsformen sind zulassig, soweit sie von einer Vereinbarung nach Abs. 3 umfasst sind und
die Einlésung gesichert ist. Die Entgegennahme von Wechseln durch Organe des Bundes oder durch die
Buchhaltungsagentur des Bundes zur Erfullung von Forderungen ist unzulassig.

5. (5)Das ausfuhrende Organ hat die Auszahlungen unter optimaler Nutzung gewahrter Zahlungsbedingungen oder
nach MaRgabe ihrer Falligkeit zu leisten. Forderungen des Empfangsberechtigten sind nach Mal3gabe
bestehender Vorschriften gegen die Forderungen des Bundes aufzurechnen.

In Kraft seit 01.01.2013 bis 31.12.9999


file:///

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 111 BHG 2013 Grundsätze des Zahlungsverkehrs
	BHG 2013 - Bundeshaushaltsgesetz 2013


